
völkerung oder Verfolgung aus politischen, ras­
sischen oder religiösen Gründen, wenn solche 
Taten ausgeführt oder solche Verfolgungen 
durchgeführt werden, in Verwirklichung von 
oder in Verbindung mit irgendeinem Verbre­
chen gegen den Frieden oder einem Kriegsver­
brechen.

Prinzip VII
Teilnahme an der Begehung eines Verbrechens ge­
gen die Menschlichkeit, wie sie in dem Prinzip VI 
niedergelegt sind, ist ein Verbrechen gegen das 
Völkerrecht.“25)

Im weiteren hat die UNO wiederholt die Ver­
bindlichkeit dieser Prinzipien unterstrichen und 
präzisiert. Der Wirtschafts- und Sozialrat der 
UNO forderte am 28. Juli 1965 und am 5. August 
1966 in Resolutionen erneut die Bestrafung der 
Kriegsverbrecher und der Personen, die Verbre­
chen gegen die Menschlichkeit begangen haben. 
Am 26. November 1968 nahm die UNO-Vollver­
sammlung eine Konvention über die Nichtan­
wendbarkeit von Verjährungsbestimmungen auf 
Kriegs verbrechen und Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit an, in der - bezugnehmend - der 
Beschluß über die Allgemeinverbindlichkeit der 
Nürnberger Prinzipien erneut bekräftigt wurde 
(vgl. auch Entschließung der UNO-Menschen- 
rechtskommission vom 9. April 1965).

Im gleichen Sinne kennzeichnet die Konven­
tion über die Verhütung und Bestrafung des Völ­
kermordes (Genocid-Konvention) vom 9. De­
zember 1948 - UNO-Resolution Nr. 96 (I) - den 
Völkermord - unabhängig davon, ob im Frieden 
oder im Krieg begangen - als „Verbrechen gemäß 
internationalem Recht“ (Art. I). Artikel IV fi­
xiert ausdrücklich die persönliche strafrechtliche 
Verantwortlichkeit des Schuldigen, ungeachtet 
dessen, „ob sie regierende Personen, öffentliche 
Beamte oder private Einzelpersonen sind“.

Eine bedeutsame Weiterentwicklung erfuhr in jün­
gerer Zeit das Völkerrecht und die völkerrechtliche 
Definition von Verbrechen gegen die Menschlich­
keit mit der Annahme der Konvention über die Ver­
folgung und Bestrafung des Apartheidverbrechens 
auf der XXVIII. UNO-Vollversammlung am 
30. November 1973, die auf Initiative der UdSSR 
erarbeitet wurde. In der Konvention wird das 
Apartheidverbrechen als spezielles Verbrechen ge­
gen die Menschlichkeit definiert. Sie konkretisiert 
den Tatbestand des Verbrechens gegen die Mensch­
lichkeit auf Grund der durch das Apartheidregime 
in Südafrika hervorgebrachten Erscheinungsfor­
men solcher Verbrechen und schließt damit eine 
Lücke in der Genozid-Konvention.26)

Auf der Grundlage vorgenannter völkerrecht­
licher Regelungen und in Übereinstimmung mit 
ihijen wurden entsprechende Vorschriften in die 
Friedensverträge mit Italien, der VR Bulgarien, 
der Republik Finnland, der SR Rumänien, der 
Ungarischen VR (1947) und mit Japan (1951) 
aufgenommen. Auch im Staatsvertrag betreffend 
die Wiederherstellung eines unabhängigen und 
demokratischen Österreichs (1955) sowie in der 
nationalen Gesetzgebung vieler anderer Länder 
(z. B. VO der Republik Frankreich über die Be­
strafung von Kriegs verbrechen vom 28. 8. 1944 
sowie Gesetz der Republik Frankreich über die 
Unverjährbarkeit von Verbrechen gegen die 
Menschlichkeit vom 26. 12. 1964; Gesetz in Nor­
wegen vom 24. 5. 1946 über die Bestrafung aus­
ländischer Kriegsverbrecher) fanden diese Rege­
lungen ihren Niederschlag. Ebenso erfuhren diese 
völkerrechtlichen Grundsätze in den Strafge­
setzen sozialistischer Länder oder in besonderen 
Gesetzen zum Schutz des Friedens sowie über die 
Nichtverjährung von Nazi- und Kriegsverbrechen 
ihre Konkretisierung.

Für Deutschland wurde in Verwirklichung des 
Potsdamer Abkommens (III A 5) zur Bestrafung 
deutscher Nazi- und Kriegsverbrecher vom Alliier­
ten Kontrollrat am 20. 12.1945 das Kontrollratsge- 
setz Nr. 10 erlassen, das durch die Direktiven 
Nr. 24 vom 12. 1. 1946 und Nr. 38 vom 12. 10. 
1946 konkretisiert wurde. Die für die einzelnen Be­
satzungszonen verantwortlichen Oberbefehlshaber 
der Streitkräfte erließen auf dieser Basis weitere 
verbindliche Rechtsvorschriften zur Durchführung 
der Bestimmungen des Kontrollrates, so den Befehl 
Nr. 201 des SMAD vom 16. 8. 1947 sowie die VO 
Nr. 47 der britischen Militärregierung vom 30. 8. 
1946 und die VO Nr. 173 der französischen Militär­
regierung vom 23. 9. 1948.

So hat die juristische Ausgestaltung der straf­
rechtlichen Verantwortlichkeit für Verbrechen 
gegen den Frieden, gegen die Menschlichkeit und 
Kriegsverbrechen in den letzten dreißig Jahren, 
besonders aber im Zusammenhang mit dem zwei­
ten Weltkrieg und danach, eine gewaltige Ent­
wicklung und eine bedeutende Ausprägung erfah­
ren. Sie hat sich zu einer exakt geregelten Rechts­
materie entwickelt, die alle juristischen Voraus-

25 Yearbook of the International Law Commission 
1950, vol. II, S. 150.

26 Vgl. В. Graefrath, „Internationale Zusammenar­
beit und Menschenrechte“, Neue Justiz, 23/1973, 
S. 683 ff., ders., „Apartheid - ein internationales 
Verbrechen“, Neue Justiz, 7/1974, S. 192 ff.
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